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Teil A
Satzung

der Gemeinde Sipplingen (Bodenseekreis)

über

a) den Bebauungsplan "Längerach - Eltenried West" 2. Teiländerung

und

b) die Örtlichen Bauvorschriften

Der Gemeinderat Gemeinde Sipplingen hat in der öffentlichen Sitzung am 13.06. 2018
den Entwurffürden Bebauungsplan "Längerach - Eltenried West" 2. Teiländerung gebilligt.

Rechtsgrundlagen:

Bau esetzbuch BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. l S. 3634) zuletzt geändert durch Artikel 2
Absatz 3 des Gesetzes vom 3. November 2017 (BGBI. t S. 2808, 2831)

Verordnun über die bauliche Nutzun der Grundstücke Baunutzun sverordnun - BauNVO i.d. F. der Bekanntmachung vom
21. November 2017 (BGBI. l S. 3786)

Planzeichenverordnun PlanZV 90 vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 S. 58)geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBI. i S. 1057)

Landesbauordnun für Baden-Württember LBO i.d.F vom 5. März 2010, zuletzt geändert
durch Gesetz vom 21. November 2017 (GBI S. 612,613)

Gemeindeordnun für Baden-Württember GemO i. d. F. vom 24. 07. 2000 (GBI. S. 581, ber. S. 698) zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2018 (GBI. S. 221)

jeweils in der derzeit gültigen Fassung.

§1 Gegenstand der Satzung
Die örtlichen Bauvorschriften des Bebauungsplans "Längerach - Eltenried West" Teiländerung i.d.F. vom 13.06. 2018 werden geändert. Die
planungsrechtlichen Festsetzungen und die nachrichtlich übernommenen anderen Festsetzungen und allgemeinen Hinweise bleiben
weiterhin gültig.

§ 2 Räumlicher Geltungsbereich
Der räumliche Geltungsbereich für den Bebauungsplan bestimmt sich gem. Eintrag im Lageplan (Teil D) vom 18. 12. 2018

§ 3 Bestandteile der Satzung
1. Lageplan mit zeichnerischen Festsetzungen (Teil D)
2. Planungsrechtliche Festsetzungen und örtliche Bauvorschriften (Teil C)
Beigefügt:
- Begründung für den Bebauungsplan i.d.F. vom 18. 12. 2018 (Teil B)

§ 4 Inkrafttreten
Dieser Bebauungsplan tritt mit der ortsüblichen Bekanntmachung gem. § 10 BauGB in Kraft.
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Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplans mit seinen zeichnerischen und textlichen Festsetzungen unter Beachtung des
vorstehenden Verfahrens mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des Gemeinderats der Gemeinde Sipplingen übereinstimmt.

Ausgefertigt

Sip ' en, den 23. 01.

Oliver Gort t
Bürgermeister

Teil B
Begründung sem. §9Abs. 8BauGB

zum Bebauungsplan "Längerach - Eltenried (West)" 2. Teiländerung
der Gemeinde Sipplingen (Bodenseekreis)

1. Anlass der Planaufstellung

Mit dem Bebauungsplan »Längerach - Eltenried" (rechtskräftig 1982) wurde das Sport- und Freizeitgebiet "Eltenried" als Sondergebiet
ausgewiesen. Es umfasst Sport- und Trainingsplätze, Anlagen für die Leichtathletik, das Vereinsheim des TSV Sipplingen mit Parkplätzen
und eine privat betriebene Tennisanlage. Der überwiegend für den Obstbau genutzte Geländestreifen am nördlichen Rand des Plangebiets
wird als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt.

Mit der am 13.06. 2018 vom Gemeinderat öffentlich beschlossenen Teiländerung wurde die Teilfläche des Plangebiets nördlich und
oberhalb der Vereinssportanlage als Flächen mit besonderem Nutzungszweck (Schaugarten, Kinder in der Natur) festgesetzt.

Die im Zuge dieser Planänderung festgesetzte zulässige Dachneigung von mind. 25° widerspricht der als Minimierungsmaßnahme
geforderte Dachbegrünung; eine Dachbegrünung wäre so technisch und wirtschaftlich in unzumutbarer Weise erschwert. Der
Bebauungsplan soll daher in diesem Punkt geändert werden.

Durch die Planänderung werden die Grundzüge der Planung nicht berührt, der sich auf der vorhandenen Eigenart der näheren Umgebung
ergebende Zulässigkeitsmaßstab verändert sich nicht; deshalb wird für den so geänderten Plan die erneute Öffenlage durchgeführt."

2. Planungsrechtliche Situation

Im Bebauungsplan "Längerach - Eltenried" (rechtskräftig 1982) ist das Plangebiet überwiegend als Sondergebiet für Sport- und Freizeit
festgesetzt, außerdem sind Flächen für die Landwirtschaft ausgewiesen.

\m Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Überlingen - Owingen - Sipplingen (1998) ist der Geltungsbereich des
Bebauungsplans als Grünfläche für Sportanlagen dargestellt. Nördlich und südlich grenzen Landschaftsschutzgebiete unmittelbar an das
Plangebiet.

Auf Antrag der Gemeinde Sipplingen wurde der Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Überlingen - Owingen - Sipplingen so
geändert (genehmigt durch das RP Tübingen am 12. 10.2017), dass die Teiländerung im Plangebiet planungsrechtlich umsetzbar wui-de.

3. Abgrenzung des Planungsgebiets

Das Plangebiet umfasst eine Gesamffläche von ca. 2, 35 ha; es liegt nordöstlich und oberhalb der bebauten Ortslage von Sipplingen in einer
Geländesenke zwischen Homberg und Atzenhalde.. Das Plangebiet grenzt im Westen an das nahezu vollständig bebaute Gewerbegebiet
"Längerach II" (Bebauungsplan rechtsverbindlich 1982). Im Süden wird das Plangebiet durch die Straße Am Hauberg begrenzt. Östlich
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schließt sich der als Trainingsplatz genutzte alte Sportplatz an. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans und der Örtlichen Bauvorschriften
ergibt sich aus dem Lageplan (Teil D).

4. Ziele und Zwecke der Planung

Die bestehende Festsetzung mit einer zulässigen Dachneigung von mind. 25° widerspricht der Festsetzung (Teil C Schriftliche
Festsetzungen, l. Planungsrechtliche Festsetzungen Ziff. 7.2 Minimierungsmaßnahmen M 6 Dachbearünuna). Der technische Aufwand und
die höheren Baukosten erschweren die - Bebauungsplan ausdrücklich geforderte - Begrünung, da ab einer Dachneigung von
15°Dachgerünung zusätzliche konstruktive Maßnahmen zur Schubsicherung des Gründachaufbaus erforderlich sind (vgl. DIN 18531 und
DIN 18195, Fachgerechte Ausführung der Dachbegrünung nach den FLL-Richtlinien (Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung
Landschaftsbau).

Die jetzt geplante Dachneigung von mind. 10° erleichtert die Umsetzung der geforderten Dachbegrünung ohne die bauliche Gestaltung der
Baukörperzu beeinträchtigen.

5. Umweltbelange

Das Plangebiet ist geprägt durch vielfältige Nutzungen. Neben zwei Rasen- Sportplätzen und einem Kleinspielfeld mit zugehörigen
Funktionsgebäuden und Parkplätzen gibt es Obstwiesen und Obstgärten unterschiedlicher Ausprägung und Nutzung. Teilweise handelt es
sich um gut ausgeprägte Obstwiesen mit alten Hochstamm-Obstbäumen, teilweise um Halbstamm - Obstanlagen. Nördlich grenzt an das
Plangebietein vielfältig strukturierter Südhang mit Obstwiesen, Magerrasen, Magerwiesen unterschiedlicher Ausprägung an.
Die Obstwiesen und Obstgärten sind Brut- und Nahrungshabitate häufiger Vogelarten. Eine Untersuchung der Fledermäuse ergab, dass die
Obstwiesen im Norden des Plangebietes stark von nahrungssuchenden Fledermäusen frequentiert werden. Ziel der Planung ist daher die
weitgehende Erhaltung der Obstbäume /Obstwiesen im Norden des Plangebietes. Damit können artenschutzrechtliche Konflikte
ausgeschlossen werden.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt im Nordwesten innerhalb des EU-Vogelschutzgebiets "Überlinger See des Bodensees". Das
Plangebiet grenzt nicht unmittelbar an das FFH-Gebiet Nr. 8220-342 "Überlinger See und Bodenseeuferlandschaft" an. Eine NATURA 2000-
Vorprüfung für das Vogelschutzgebiet "Uberlinger See des Bodensees" ergab, dass erhebliche Beeinträchtigungen auf das
Vogelschutzgebiet ausgeschlossen werden können.

Das Naturschutzgebiet "Sipplinger Dreieck befindet sich östlich des Plangebietes. Erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzgebietes sind
ebenso wenig wie Beeinträchtigungen der südlich und nördlich angrenzenden Waldbiotope (Biotop-Nr, 82204354321 "Steppenheidewald
SO Sipplingen" und 82204354322" Hangwald NO Sipplingen") zu erwarten.

Der Boden im Plangebiet ist bereichsweise durch Überbauung und Nutzung anthropogen verändert.
Insgesamt sind die Böden eher von geringer bis mittlerer Bedeutung. Vorkommen von Altlasten sind nicht bekannt und auch nicht zu
erwarten.

Natürliche Oberflächengewässer sind im Plangebiet und dessen unmittelbarem Umfeld nicht vorhanden. Anfallendes Niederschlagswasser
wird in Zisternen gesammelt und in den freiflächen versickert. Das Wasserschutzgebiet WSG ZV BWV/ ÜBERLINGEN, Schutzzone III liegt
östlich des Anderungsbereichs und wird durch das Vorhaben nicht betroffen.

Das Plangebiet liegt gut abgeschirmt in einer Verebnung zwischen dem Sipplinger Berg im Norden, dem Homberg im Süden und der
Burghalde im Osten. Im Westen grenzt das bestehende Gewerbegebiet Längerach an. Von den angrenzenden Höhen ist das Plangebiet
einsehbar. Das Landschaftsschutzgebiet "Bodenseeufer" grenzt nördlich und südlich unmittelbar an. Um eine erhebliche Veränderungen der
sensiblen Sipplinger Steiluferlandschaft zu vermeiden, wurde darauf Wert gelegt, dass sich die neuen Baukörper harmonisch in die
umgebende Landschaft einfügen.

Um erhebliche Auswirkun en auf die betroffenen Schutz üter zu vermeiden wurden fol ende Vermeidun s- und Minimierun smaßnahmen
fest esetzt:

- Rodung von Gehölzen außerhalb der Brutzeit von Vögeln (Schutzgut Tiere),
- Erhalt von Bäumen, Sträuchern und einer Obstwiese (Pflanzen / Biotope / Biologische Vielfalt, Tiere, Landschaftsbild),
- Verwendung offenporiger Beläge (Schutzgüter Boden und Wasser),
- der Verwendung insektenfreundlicherAußenbeleuchtung (Fauna, Landschaftsbild),
- dem Anbringen von Fledermauskästen und Nistkästen und
- Dachbegrünung

Nicht vermeidbarere oder minimierbare Eingriffe können innerhalb des Plangebietes durch die Pflanzung von vier klein - bis mittelkronigen
Bäumen nur teilweise ausgeglichen werden.
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Um einen vollständigen Ausgleich der erheblichen Eingriffe in den Naturhaushalt zu erreichen, sind weitere Kompensationsmaßnahmen
außerhalb des Geltungsbereichs erforderlich:
Durch Entbuschung und Folgepflege (zweischürige Mahd und Abräumen des Mähgutes) werden auf zwei Flurstücken in räumlicher und
funktionaler Nähe zum Eingriff artenreiche Magerwiesen entwickelt.

6. Städtebauliche Kenndaten

Geltungsbereich insgesamt
davon Flächen besond. Nutzungszwecks

Fläche für die Landwirtschaft
Verkehrsfläche
öffentliche Grünfläche Sportplatz
Versorgungsanlagen

ca. 23. 855 m2
ca. 5. 075 m2
ca. 2. 990 m2
ca. 1. 840 m2

ca. 13. 370 m2
ca. 580 m2

100,0'
21, 5°
12,7'
7,8°

56, 7'
2,5-

Kostenschätzung

Die beitragsfähigen Erschließungskosten richten sich nach dem BauGB und den Satzungen der Gemeinde Sipplingen.

Sipplingen, den 18. 12. 2018

\KJL^<^^Q:
BÜRO AM SEE ULRICH SEITZ DIPL.-ING. FREIER ARCHITEKT STADTPLANER SRL
Rathausstraße 12 . 78354 Sipplingen/Bodensee
Planverfasser

Sip en, deii18. 12.

Oliver G o a t
Bürgerme

TEIL C
TEXTTEIL: SCHRIFTLICHE FESTSETZUNGEN

l. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Besonderer Nutzungszweck von Flächen (§ 9 Abs, 1 Nr. 9 BauGB)
Gemäß Eintrag im Plan (Teil D) wird für Flächen im nordwestlichen Bereich des Plangebiets aus städtebaulichen Gründen ein besonderer
Nutzungszweck festgesetzt:

1. 1 Schau arten:
Zulässig sind
1. 1. 1 Anlagen und Gebäude für den Gartenbau und die Kultivierung von Garten- und Heilpflanzen

innerhalb der durch Baugrenzen festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche;
1. 1.2 insbesondere Räume für die Präsentation von Pflanzen sowie Ausstellungs- und Seminarräume;
1. 1. 3 Betriebsinhaberwohnung und Wohnräume für die zeitweise Unterbringung von Personal (Auszubildende und Praktikanten);
1. 1.4 die Grundflächen der Gebäude dürfen 450 m2 insgesamt nicht überschreiten

(als Obergrenze der Summe der Grundflächen der baulichen Anlagen).
1. 1.5. Die max. zulässige Firsthöhe Höhe der baulichen Anlagen ist auf 7,50 m über der bestehenden Geländehöhe begrenzt.
1. 1. 6 untergeordnete Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen werden

gem. § 19 Abs. 4 Nr. 3 BauNVO zulässig;
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1. 1. 7 Festsetzung der max. zulässigen Firsthöhen bezogen in m NN gem. Eintrag im Planteil (Teil D);
1. 1. 8 Unbebaute Flächen innerhalb und außerhalb der Baugrenzen sind gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. Ausgenommen hiervon

sind Stellflächen, Zugänge, Hof- und Lagerflächen.

1.2 Kinder in der Natur:
Zulässig sind
1.2. 1 Einrichtungen und Gebäude für die Betreuung von Kindern in natürlicher Umgebung insbesondere auch mittels Reittherapie

innerhalb der durch Baugrenzen festgesetzten überbaubaren Grundstücksftäche;
1.2. 10ffenstall, Reitplatz;
1.2. 2 Betriebsinhaberwohnung und Wohnräume für die zeitweise Unterbringung von Kindern und Eltern (Kursbetrieb), Unterbringung von

Personal;
1.2. 3 die Grundflächen der Gebäude dürfen 450 m2 insgesamt nicht überschreiten

(als Obergrenze der Summe der Grundflächen der baulichen Anlagen).
1.2.4 Die max. zulässige Firsthöhe Höhe der baulichen Anlagen ist auf 7, 50 m über der bestehenden Geländehöhe begrenzt.
1.2. 5 Festsetzung der max. zulässigen Firsthöhen bezogen in m NN gem. Eintrag im Planteil (Teil D);
1. 1. 6 Unbebaute Flächen innerhalb und außerhalb der Baugrenzen sind gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. Ausgenommen hiervon

sind Stellflächen, Zugänge, Hof- und Lagerflächen.

2. Uberbaubare Grundstücksfläche § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB
Die überbaubare Grundstücksfläche wird im Plan (Teil D) durch die eingetragenen Baugrenzen festgelegt.

3. Nebenanlagen § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB
Nebenanlagen im Sinne von § 14 Abs. 2 BauNVO sind innerhalb der Baugebiete auch auf den nicht überbaubaren Flächen zulässig. Mit
Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO ist ein Abstand von mindestens 2, 0 m zur öffentlichen Verkehrsfläche einzuhalten

4. Grünflächen § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB
Gem. Eintragung im Plan (Teil D) werden öffentliche Grünflächen für die Nutzung als Sportplatz festgesetzt

5. Flächen für die Landwirtschaft § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB
Gem. Eintragung im Plan (Teil D) werden Flächen für die Landwirtschaft (Obstbau) festgesetzt

6. Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)
Gemäß Eintrag im Plan (Teil D) wird am Rand des bestehenden Sportplatzes eine Fläche gesichert, die mit Leitungsrechten einschließlich
Schutzzone zugunsten des Zweckverbands Bodensee-Wasserversorgung, der Netze BW GmbH sowie zugunsten der Allgemeinheit zu
belasten ist.

7. Maßnahmen zur Grünordnung (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB; § 74 LBO)
Vermeidungs- Minimierungs- und Kompensationsmaßnahmen

7. 1 Vermeidungsmaßnahmen

V 1 Rodung von Gehölzen außerhalb der Brutzeit von Vögeln § 9 Abs, 1 Nr. 20 BauGB
Rodungen von Gehölzen im Vorfeld der Sauarbeiten sind ausschließlich außerhalb der Vogelbrutzeit, also vom 01 Oktober bis zum 28./29.
Februar, auszuführen. In Ausnahmefällen kann von der vorgegebenen Frist abgewichen werden, wenn durch eine fachkundige
Begutachtung sichergestellt wird, dass kein Gelege von den Arbeiten betroffen ist.

V 2 Fachgerechter Umgang mit Gefahrenstoffen und Abfall § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB
Durch sachgerechten und vorsichtigen Umgang entsprechend den anerkannten Regeln der Technik mit Öl-, Schmier- und Treibstoffen
sowie regelmäßige Wartung der Baumaschinen sind jegliche Beeinträchtigungen des Bodens und des Grundwassers zu vermeiden.
Handhabung von Gefahrenstoffen und Abfall nach einschlägigen Fachnormen.

V 3 Erhalt von Bäumen, Sträuchern und einer Obstwiese § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB
Einzelbäume, Baumgruppen und eine Obstwiese sind dauerhaft gemäß Planeintrag zu erhalten, zu pflegen und zu sichern. Bei
Durchführung der Bauarbeiten sind die Vorgaben der DIN 18920 zu beachten. Bei Abgang sind die Bäume gleichartig zu ersetzen.
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V 4 Gehölzschutz während der Bautätigkeit Hinweis aufDlN 18920, RAS-LP 4
Die zum Erhalt festgesetzten Gehölze (Bäume, Baumgruppen, Sträucher, ObsNese) sind dauerhaft zu erhalten, zu pflegen und zu sichern.
Bei Durchführung der Bauarbeiten sind die Vorgaben der DIN 18920 und RAS-LP 4 zu beachten.

7. 1 Minimierungsmaßnahmen

M 1 Schutz des Oberbodens Hinweis im B-Plan aufBBodSchV, DIN 19731 und DIN 18915, § 1a BauGB und § 10 Nr. 3 LBO
Fachgerechter Abtrag und Wiederverwertung von Oberboden im Plangebiet bzw. in möglichst unmittelbarer Umgebung (LBodSchAG BW §§
1 - 4). Lagerung von Oberboden in Mieten von höchstens zwei Meter Höhe, bei Lagerung länger als einem Jahr ist eine fachgerechte
Zwischenbegrünung einzusäen. Die BBodSchV, DIN 19731 und DIN 18915 sind anzuwenden. Überschüssiger Bodenaushub ist zu
vermeiden.

M 2 Verwendung offenporiger Beläge
Fahrzeug-Stellplätze und Fußwege sind unter Verwendung offenporiger Beläge (wassergebundene Decke, Rasenpflaster, Schotterrasen)
versickerungsfähig anzulegen.

M 3 Verwendung insektenschonender Beleuchtung § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB
Für die Außenbeleuchtung sind insektenschonende Leuchtmittel in nach unten strahlenden Lampenträgem zu verwenden (LED-Beleuch-
tung). Das Licht ist von den Streuobst- und Gehölzstrukturen im Norden/Nordwesten weg gerichtet zu installieren. Die Leuchtkörper sind
vollständig eingekoffert, der Lichtpunkt befindet sich im Gehäuse. Werbebeleuchtung ist so dezent wie möglich zu halten. Die
Beleuchtungsintensität ist im Zeitraum zwischen 24:00 Uhr und 5:00 Uhr zu reduzieren.

M 4 Anbringen von Fledermauskästen und Nisthilfen § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB
Fachgerechte Anbringung von 5 Fledermauskästen Z.B. Typ 1 FF Fa. Schwegler (http://www.schwegler-natur.de), selbstreinigend oder ver-
gleichbare Modelle an vorhandenen Bäumen oder Gebäuden in Süd(ost)exposition in 3 -4 m Höhe im Geltungsbereich. Fachgerechte
Anbringung von je 5 Nistkästen für Star und Feldsperling/Meise und in den umgebenden Obstbäumen Z.B. Star Typ 3SV, Feldsperling Z. B.
Typ 1 MR. Die Kästen sind an geeigneten Stellen aufzuhängen, dauerhaft zu unterhalten, bei Beschädigung zu reparieren und ggf. zu
ersetzen (gem. Plandarstellung Umweltbericht, Anlage zum Bebauungsplan)

M 5 Minimierungsmaßnahme Einbau von Zisternen, Versickemng von Regenwasser
Das anfallende unbelastete Dach- und Hofwasser wird in Zisternen gesammelt und verwendet. Die Zisternen sind mit einem Überlauf in die
umliegenden Freiflächen auszustatten. Bei ausgeschöpfter Rückhaltefunktion der Grünflächen erfolgt der Abfluss des Wassers (Notüberlauf)
in den Regenwasserkanal.
Das Regenwasser von unbelasteten befestigten Flächen kann auch im Bereich der unbefestigten Freiflächen über eine belebte
Bodenschicht versickert werden.

M 6 Dachbegrünung § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB
Dächer der Neubauten sind im Umfang von mindestens 300 m2 nach Möglichkeit zu begrünen. Aufbaustärke mind. 10 cm). Beachtung der

FLL-Richtlinien für Dachbegrünungen.

7.2 Kompensationsmaßnahmen (planintern)

K1 Pflanzung von klein - bis mittelkronigen Bäumen § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB
Pflanzung und dauerhafte Unterhaltung von vier klein- bis mittelkronigen Laubbäumen (Hochstämme) oder Obstbäumen gemäß Planeintrag.

Bei Abgang sind Ersatzbäume in gleicher Qualität zu pflanzen. Die genaue Lage ist in der Örtlichkeit festzulegen und kann bis zu 5 m vom
Planeintrag abweichen.

7.3 Kompensationsmaßnahmen (planextern)

K2 Entwicklung von Magerwiesen
Entwicklung von Magerwiesen auf folgenden Grundstücken: Flst. -Nr. 435 und 434 (Atzenhalde, ca. 310 m2 und ca. 1. 550 m2) und Flst-Nr.

1688, 1689, 1690 (Burghalde, gesamt ca. 1. 700m2) wird in extensives, mageres Grünland (33. 43) umgewandelt und zu einer mageren
Flachland-Mähwiese entwickelt. Auf dem Flurstück 435 ist das aufkommende Gehölz zu entfernen und mittels Frischmulchverfahren zu
begrünen. Das Material ist aus Spenderflächen aus mageren Flachland-Mähwiesen (FFH-LRT 6510) der Umgebung zu gewinnen. Nur
wenn eine Ansaat im Frischmulchverfahren nicht möglich ist, kann eine Ansaat mit autochthonem Saatgut, z. B. Magerwiesenmischung für
die freie Landschaft (Firma Syringa oder vergleichbares Saatgut) verwendet werden.
Zur Ausmagerung der Fläche ist für die nächsten fünf Jahre eine Zweischnittnutzung ohne Düngung vorzusehen. Mahd 2 - 3x jährlich je
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nach Aufwuchs. 1. Mahd zur Hauptblütezeit der bestandsbildenden Gräser, witterungsbedingt in der Regel Mitte Mai bis Anfang Juni,
spätestens Mitte Juni, 2. Mahd frühestens 8 Wochen später, 3. Mahd im September/Oktober, sofern genügend Aufwuchs vorhanden. Abfuhr
des Mähgutes. Auf eine Düngung ist bis auf weiteres zu verzichten.
Nach erfolgter Ausmagerung ist die Wiese nur noch zweischürig zu nutzen.

,'

Abbildung 1: Ubersichts- und Detailplan der externen Kompnsationsmaßnahmen.

Anmerkun

Die Flächen befinden sich in der Pflegkulisse des PEPL Sipplinger Steiluferlandschaft und haben ein hohes Entwicklungspotenzial (Süd-
/Südwestexposition, flachgründige Böden). Unmittelbar angrenzend gibt es artenreiche Flachlandmähwiesen und Magerrasen.
Die Flurstücke befinden sich nicht im Eigentum der Gemeinde Sipplingen.

Festsetzun :-

Städtebaulicher Vertrag zwischen dem Landratsamt Bodenseekreis, der Gemeinde Sipplingen und dem Eigentümer geschlossen.
Zusätzlich dingliche Sicherung im Grundbuch.
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II. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (§ 74 LBO)

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen
1. 1 Fassaden:

Es sind nicht glänzende Materialien und gedeckte bzw. pastellierte Farben zu verwenden. Transparente Wärmedämmfassaden sind
zulässig.

2. 1 Dach estaltun

Zulässig sind Satteldächer und Pultdächer mit einer Dachneigung von mind. 10°. Für untergeordnete Gebäudeteile können im Einzelfall als
Ausnahme geringere Dachneigungen zugelassen werden. Verschiedene Dachflächen (Hauptdach) eines Gebäudes müssen die gleiche
Dachneigung haben.

2. 1. 1 Dachgaupen sind nur bis zu insgesamt der Hälfte der Länge der zugehörigen gesamten Wandlänge zulässig. Der Abstand zwischen
den Dachgauben muss mindestens 1 ,50 m betragen. Der Schnittpunkt mit dem Hauptdach muss mindestens 1, 00 m unter dem First liegen.
Die Länge der Einzelgaube darf max. 4,00 m betragen. Zwischen Dachgaube und Ortgang ist ein Abstand von mindestens 1,50 einzuhalten.
2. 1. 2 Dacheinschnitte sind nicht zulässig.
2. 1.3 Je Gebäude ist nur eine Antennenanlage auf dem Dach zulässig.

2. Nebengebäude und Garagen
2. 1 Freistehende Gara en/Neben ebäude
können mit Flachdächern versehen werden. Flachdächer sind einzugrünen.

2. 2 Neben ebäude Gara en und Car orts mit Flachdächern sind zulässig, wenn diese begrünt oder als Terrasse
genutzt werden.

3. Gestaltung der unbebauten Flächen
3. 1 Einfriedi un en und Stützmauer als Mauern
sind aus als Trockenmauem herzustellen. Einfriedigungen sind ohne Socket für Kleintiere
durchlässig mit einem Bodenabstand von mind. 10 cm zu gestalten.

3. 2 Reduzierun der befesti ten Flächen
Das anfallende Oberflächenwasser ist soweit möglich auf den einzelnen Grundstücken zurückzuhalten. Hierzu sind
die befestigten Flächen auf ein Minimum zu reduzieren.
Zur Minimiemng der Eingriffe durch Flächenversiegelung sind die Flächen der Erschließung, privaten und öffentlichen Stellplätze
für PKW, Zufahrten, Hofflächen und neu anzulegende Feldwege in wasserdurchlässigen Belägen (z. B. wassergebundene Decke,
Rasenpflaster, Pflaster mit Fugen, Kies) herzustellen, wenn dem keine wasserrechtlichen Belange entgegenstehen.

3. 3 Aufschüttun en und Ab rabun en,
die im Zusammenhang mit einer Baumaßnahme erforderlich werden, sind im Bauantrag darzustellen.

III. Nachrichtlich übernommene andere Festsetzungen, Empfehlungen und Hinweise

1. Versorgungsanlagen
1. 1 Wasser

Das Baugebiet wird über die zentrale Wasserversorgung des Zweckverbands Bodensee-Wasserversorgung mit Trinkwasser versorgt
(Hochdruckwasserleitungen). Alle Maßnahmen, die die Sicherheit und den Betrieb der Anlagen gefährden können, sind zu unterlassen. Der
Zugang zu den BWV-Anlagen - insbesondere der Schutzstreifen - ist für BWV-Beauftragte uneingeschränkt und jeder Zeit zu
gewährleisten. Innerhalb des Schutzstreifens ist u. a. nicht gestattet:
a) die Errichtung von Bauwerken (auch Carports, hereinragende Balkone, Dächer u.a.)
b) die Pflanzung von Bäumen und tiefwurzelndem Gehölz (ausgenommen: Sträucher, Buschobst u.a.)
c) Massive Geländebefestigungen (Betonplatten, Gabionen, Steinmauern etc.)
d) Die Lagerung von Schüttgütern, Baustoffen und sonstigen aufwändig umzusetzenden Gütern.
e) Die Aufstellung von Lastkränen sowie die Befahrung mit schwerem Gerät.
f) Die Freilegung von BWV-Anlagen.

Folgende Maßnahmen sind dem Leitungsträger: Zweckverband Bodensee-Wasserversorgung Postfach 8011 80, 70511 Stuttgart,
Tel. 0711 - 973-0, rechtzeitig vorab schriftlich zur Stellungnahme und Freigabe vorzulegen:
g) Geplante Baumaßnahmen auf Flurstücken mit Versorgungsanlagen der BWV.
h) Geplante Geländeveränderungen (Abtragungen, Aufschüttungen, Befestigungen etc. ).
i) Geplante Querungen von Ver- und Entsorgungsleitungen (Wasser, Abwasser, Strom etc. ).
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j) Geplante Maßnahmen außerhalb des Schutzstreifens, die nachteilige Auswirkungen auf die Anlagen der BWV zur Folge haben können
(Gründungen, Hangabtragungen u. a. ).

Die Fortschreibung des Bebauungsplans ist der BWV jeweils zur Stellungnahme vorzulegen. Die Erschließung ist im Einvernehmen mit der
BWV abzustimmen. Über geplante Baumaßnahmen auf Grundstücken mit BWV-Anlagen ist die BWV rechtzeitig vorab schriftlich zu
informieren.

1.2 Elektrizität
Im Bereich des Bebauungsplans befinden sich ein 20 kV-Kabel sowie 04 RV-Kabel zur Verteilung. Etwaige Leitungsanpassungs- und
Sicherungsarbeiten gehen zu Lasten des Verursachers. Eine Bebauung oder eine andere Nutzung ist nur nach Prüfung und ggfs. Zustimmung
der Netze BW GmbH zulässig.

1. 3 Gas
Im Plangebiet sind Gasversorgungsleitungen vorhanden; die Erschließung des Plangebiets mit Erdgas ist möglich. Kosten für ggfs. erforderliche
Sicherungs-/Anderungsmaßnahmen werden nach den bestehenden Verträgen abgerechnet.

1.4 Telekommunikation

Im Plangebiet befinden sich Versorgungsanlagen der Deutschen Telekom und der Unitymedia Baden-Württemberg GmbH.
Die Deutsche Telekom prüft Voraussetzungen zur Errichtung eigener Telekommunikationslinien, eine Ausbauentscheidung ist vom Ergebnis
der Prüfung abhängig. Bei einem bestehenden oder geplanten Ausbau einer Telekommunikationsinfrastruktur durch einen anderen Anbieter
behält sich die Telekom vor, auf die Errichtung eines eigenen Netzes zu verzichten; die Versorgung der Bürger gem. § 78 TKG wird
sichergestellt.
Für einen eventuellen Ausbau des Telekommunikationsnetzes bzw. Änderungen am Bestandsnetz sowie die Koordinierung mit dem
Straßenbau und den Baumaßnahmen anderer Leitungsträger ist es notwendig, den Versorgungsträgern den Beginn und Ablauf der
Erschließungsmaßnahmen so früh wie möglich, mindestens 3 Monate vor Baubeginn, schriftlich anzuzeigen.

4. Schmutzwasser
Sämtliches anfallendes Schmutzwasser ist der Ortskanalisation zuzuleiten.

5. Regenwasser
Regenwasser von Dach- und sonstigen Flächen (Wege, Stellplätze, Terrassen usw. ), von denen eine Gefährdung von Grundwasser oder
Oberflächengewässern nicht zu befürchten ist, kann im Bereich des Grundstückes auch breitflächig über eine belebte Bodenschicht
versickert werden (kein Sickerschacht), wenn hierdurch keine Beeinträchtigungen für Dritte entstehen. Die Machbarkeit der
Regenwasserbeseitigung durch Versickerung ist im Hinblick auf die anstehenden Lehmböden vor Satzungsbeschluss im Rahmen eines
Entwässerungskonzepts mit Sickerversuchen nachzuweisen (s. Ziff. 11. 6).
Soweit überschüssiges Oberflächenwasser anfällt, kann dieses in die öffentlichen Entwässerungsgräben eingeleitet werden, wenn ein
direkter Anschluss des Grundstückes gegeben ist.
Das Landratsamt, Amt für Wasserwirtschaft und Bodenschutz, ist hinzuzuziehen. Eine wasserrechtliche Erlaubnis ist erforderlich.

6. Altlasten und Erdarbeiten
Im Bereich des Planungsgebietes sind keine Altlasten bekannt.
Werden bei den Erdarbeiten ungewöhnliche Färbungen und/oder Geruchsemissionen (z. B. Mineralöle) wahrgenommen, so ist umgehend
die zuständige Untere Wasserbehörde oder das Landratsamt, Amt für Wasserwirtschaft und Bodenschutz zu unterrichten. Die
Aushubarbeiten sind an dieser Stelle sofort einzustellen.

7. Bodenschutz

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) und der bodenschutzrechtlichen
Regelungen (BBodSchV, DIN 19731, DIN 18915) wird hingewiesen. Bei der Planung und Ausführung von Baumaßnahmen und anderen
Veränderungen der Erdoberfläche ist auf einen sparsamen und schonenden Umgang mit dem Boden zu achten und jegliche
Bodenbelastung auf das unvermeidbare Maß zu beschränken. Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen.
Unbelasteter Bodenaushub ist innerhalb des Plangebiets zu verwerten. Überschüssiger Bodenaushub ist zu vermeiden (§ 1a Abs. 1 BauGB
und § 10 Nr. 3 LBO).

8. Baugrund
Eine ingenieurgeologische Ubersichtsbegutachtung durch ein Fachingenieurbüro wird empfohlen. Darin sollten die generellen
Baugrundverhältnisse untersucht sowie allgemeine Empfehlungen zur Erschließung und Bebauung abgegeben werden. Ferner sollten darin
die Notwendigkeit und der Umfang objektbezogener Baugrundgutachten gem. DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 beschrieben werden.

9. Sicherung von Bodenfunden
Da bei Baumaßnahmen mit bisher unbekannten Fundstellen Funde und Befunde zutage treten können, ist eine Beteiligung des Landesamts für
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Denkmalpflege bei allen Baumaßnahmen, aus denen Bodeneingriffe resultieren, notwendig (§ 20 DSchG Baden-Württemberg). Es werden
frühzeitige archäologische Sondagen empföhlen. Der Beginn aller Erdarbeiten einschl. weiterer Baugrunduntersuchungen,
Erschließungsmaßnahmen, Abtrag von Auffüllschichten und Baugrubenaushub istfrühzeihg mind. jedoch 14 Tage vorher dem Landesamt
für Denkmalpflege, Dienstsitz Hemmenhofen (Fischhersteig 9, 78343 Gaienhofen-Hemmenhofen Tel. 07735 - 9 37 77-0, mail
bodo. dieckmann@rps. bwl. de) schriftlich mitzuteilen.

Werden während des gesamten Bauveriaufs etwaige Funde (Tonscherben, Knochen, Hölzer, Mauerreste, Metallgegenstände, Gräber,
auffällige Bodenverfärbungen, humose Bodenhorizonte etc. ) festgestellt, sind diese umgehend dem Landesamt für Denkmalpflege zu melde
und bis zur sachgerechten Dokumentation im Boden zu belassen. Mit Unterbrechung der Bauarbeiten ist gegebenenfalls zu rechnen und die
Zeit zur Fundbergung einzuräumen.

10. Niedrigenergiebauweise
Auf die Energieeinsparungen durch die Erstellung der Gebäude in Niedrigenergiebauweise wird ausdrücklich hingewiesen.

Angezeigt gem. § 11 BauGB
Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplans mit seinen zeichnerischen und textlichen Festsetzungen unter Beachtung des
vorstehenden Verfahrens mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des Gemeinderats der Gemeinde Sipplingen übereinstimmt.

Ausgefertigt

Sip n n, den 23.01.

Oliver G r t
Bürgerme er
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